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638 Maßgebliches und Unmaßgebliches

Maßgebliches und Unmaßgebliches
Reichsspiegel. (An der Grenze zweier Zeitalter. Die Polizeifrage in

Algeciras. Italien als „Bundesgenosse." Vom Reichstage. Marine und Kolonien:
Die Unterströmungen und das Brechen ihres Widerstands.)

Die augenblickliche Situation zwischen Deutschland und Frankreich macht den
Eindruck, als ob wir an der Grenzscheide zweier Zeitalter stünden. Auf der einen
Seite die Spannung in Algeciras, die, wie das immer unmittelbar vor der Ent¬
scheidung zu sein pflegt, in diesem Augenblick ihren Höhepunkt erreicht hat, auf der
andern Seite die deutsche Hilfeleistung in Courrieres mit der aufopfernden Tätig¬
keit unsrer westfälischen Mannschaften und der Überweisung von hunderttausend Mark
durch das Essener Kohlensyndikat zur Unterstützung der Hinterbliebnen! Der Ein¬
druck davon wird in Frankreich nicht sofort wirksam werden, aber er wird sich
allmählich bei allen denkenden Franzosen doch dahin vertiefen, daß es zwischen den
Nationen Bande gibt, die höher stehn als die Spekulationen der Diplomatie und
der Unternehmergruppen. Es ist schon einmal darauf hingewiesen worden, daß die
marokkanische Politik Frankreichs eine verzweifelte Ähnlichkeit hat mit der, die
seinerzeit das zweite Kaiserreich nach Mexiko und von da nach Sedan geführt hat.
Auch jetzt sind es Spekulantengruppen, die treibend hinter der französischen Regierung
stehn, und die die eigentlichen Verantwortlichen sein würden, falls die Konferenz
in Algeciras in einen Konflikt ausmünden sollte. Voraussichtlich wird das nicht
der Fall sein, weil allmählich wohl allen an der Konferenz beteiligten Mächten
klar geworden ist, daß Frankreich auf völkerrechtlich unhaltbaren Forderungen be¬
steht und auf der Konferenz eine Miene annimmt, als ob es der gebende und
nicht der empfangende Teil sei. Die französisch-englische Abmachung ist für die
andern Signatare der Madrider Konvention absolut unverbindlich; weder Frank¬
reich allein noch Frankreich und England waren berechtigt, sich von ihrer Unter¬
schrift von 1880 loszusagen und über Marokko wie über Herreuloses Gut zu ver¬
fügen. Hielten die beiden Mächte, hielt namentlich Frankreich Änderungen in
Marokko für unabweisbar, so mußten sie vorher die Konferenz einberufen und
die von ihnen gewünschten Veränderungen in der internationalen Stellung des
Landes vorher genehmigen lassen.

Im gegenwärtigen Stadium der Polizei sind vier Lösungen denkbar: 1. die
Annahme des österreichischen Vorschlags, den die Pariser Blätter einstimmig als
für Frankreich „unannehmbar" bezeichnen, 2. ein Abschluß der Konferenz ohne
Lösung der Polizeifrage, also Beibehaltung des swws ono, 3. Zuteilung von den
in Rede stehenden acht Häfen, zwei an Frankreich, zwei an Spanien, vier an
Marokko, 4. Hinzunahme eines neunten Hafens für den neutralen Inspekteur, Zu¬
teilung von je vier an Frankreich und Spanien. Da die Lösung immerhin nur
Z, oourts Äursg, d. h. auf drei Jahre erfolgen soll, und die endgiltige Situation
Marokkos von den mancherlei wechselnden Phasen der europäischen Politik bestimmt
werden wird, so liegt für die Franzosen um so weniger Anlaß vor, nachträglich
das von ihnen für die Konferenz angenommne Prinzip der Souveränität des Sultans
und der Integrität des Landes zu verleugnen und gegen die starke Stellung an¬
zukämpfen, die Deutschland in dem Festhalten an diesen von allen Mächten aner¬
kannten Grundsätzen hat.

Frankreich verhandelt jetzt von einem Standpunkt aus, als ob Marokko sckM
sein legitimer Besitz sei, und als ob sich Frankreich nur herablasse, den Mächten und
namentlich Deutschland aus Gefälligkeit einige äußerliche Konzessionen zu gewähren.
Der Standpunkt der französischen Regierung mag sich dabei seit Delcasses Rücktritt
einigermaßen verschoben haben, aber sie unterliegt auch heute noch den Wirkungen
der Delcasftschen Politik und dem Einfluß, den dieser den treibenden Finanzgruppen
eingeräumt hatte. Diese wollen ihre Pläne, mit denen sie nach Marokko gegangen
sind, aufrecht erhalten und nicht durch die Konferenz beschränken lassen. Im wesent-
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hen wird durch diesen Umstand die in Algeciras eingetretne Situation erklart.

Dazu kommt dann, daß sich die französische Regierung den gegneri ^gegenüber nicht dem Vorwurf des ., Kapitulierens v°r Deutschland aus etzen m g

es wird deshalb schließlich eines sehr starken dip omatischen D^s ^
reich zu den Zuge täudnissen zu zwingen, von denen das ^gebnis der Konfere^
abhängt. Wie es scheint, hat die Regierung .^r Vereimgt n Staa en d es r
Situation schon Rechnung getragen, und wenn 'hr die andern M°ch^ nicht n
gleichem Maße folgen so hat das darin seinen Grund, d"ß Cmg and^ mFrankreich Mrt sind und daß Italien, das sich durch heimliche Abnmchnugen m
Frankreich ebenfalls die Hände gebnnden hat. wenig °der S°r nM
kommt, ebenso das zunächst beteiligte Spanien Trotzdem wird Italien b°ld daran
denken müssen, seine Haltung so einzurichten, daß falls d^e Konferenz wider alles
Erwarten mit einem Konflikt oder mit einer hochgradigen Spannung eudigen sollte,
die italienische Politik nicht zwischen zwei Stuhle gerat.

Es zeigt sich bei dieser Gelegenheit, daß es auch im politischen Leb n nicht
möglich ist. zugleich an zwei Tafeln zu schwelgen. Von
A) Italien in heimliche Abmachuugen mit Frankreich einließ, die es s wem Ve -
bündeten verhehlte, hat sich sein politisches Ansehen und seme mternationale Be¬
deutung sehr vermindert, die Sympathien, deren es sich bisher in Deutschland erfreute,
haben eine starke Einbuße erlitten. Das ist nicht mehr eme Extratour.

Der Dreibund hatte für Italien die Bedeutung einer Deckung ge^reich und einer Garantie seiner territorialen Jntegr tät. Möglich ist la. daß
reich den Italiener» Garantien geboten hat. auf Grund deren sie der Deckung m
Dreibunde entraten zu dürfeu glauben. Aber es können sehr wohl Zeiten wieder-
kommen, uud sie werden wiederkommen, wo eine anders gesinnte franzo,Me Re¬

gierung mit dem Papst ihren Frieden macht und schon dadurch zu galten m eme
wesentlich andre Stellung gerät. Des weitern bot der Dreibund Italien immerhin
eine gewisse Sicherheit gegen die Folgen der irredentistischen Agitation, bei der
leicht einmal Österreich der schon sehr lange Geduldfaden reißen kann. V>enn das
zu einer Zeit geschehen sollte, wo in Paris papstfrenndliche Tendenzen ausschlag¬
gebend sind, so könnte daraus für Italien eine außerordentlich ungunstige Situatlon
entstehn. Ob dann gerade in Deutschland die Neignng noch sehr groß ein wird,
ewen so unzuverlässigen Bnndesgenossen zu decken, mag dahingestellt bleiben
Jedenfalls hat Italien bei der ersten Gelegenheit, bei der es sich darum handelte.

^"Ili^ französischen Blätter, die fast ansnahmlos die

Tendenz ' ur Schan trag? als wär/ ihnen die Verständiguug m t Den schland ^nur sehr erwünscht, sondern eine Notwendigkeit, während ste zugleich
Parole folgen daß sich Frankreich höchstens einen Generalinspektor schweizerischer

»der holländisch^ lassen könne, der sich durch Rei en MengenZöge, daß sicl/die in Marokko zu organisierende Polizei „ich

Armee auswachse. Aber sie lehnen es zugleich einmütig ab. d°ß "»eb^Konzession." wie N.tin ^x>«, Kaulois und Lolair ein solches Zuge wndms be-
zelchnen. mit diesem Inspektors zugleich das Hafenkommando in m ver

bnndeu oder hier ür irgend ein andrer Offizier dort eingesetzt w"de^
Äscher oder ein spanischer. In dieser Forderung sich °m^
daß Frankreich in der Meinung zum Kongreß Zangen ch. es ^ewen Besitz ansehen und die Signatarmächte. namentlich Deutschland mit ewigen

Äußerlichen ^ das Verhältnis umgekehrt ist. denn ^
Konferenz allein hat das Recht, festzusetzen, in we ^ Umfange st^
"ber die Konvention von 1880 hinans in Marokko bewtigen dach ^12- März spricht sich dabin aus daß Frankreich edes Zugeständnis viel teurer zu

stehn komm!?^ "d2i Fra.ckreich h°be in Marokko unmMel^Interessen. Deutschland verteidige nur abstrakte Prinzipien, die weder seme Sichert)-
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noch seine Zukunft betrafen. Es ist merkwürdig, mit welcher Leichtigkeit sich die
französische Presse über die Tatsache hinwegsetzt, daß es sich für Frankreich um
einen diplomatischen Naubzug, für Deutschland um die Verteidigung eines vertrags¬
mäßigen völkerrechtlichen Zustandes handelt. Im übrigen meinen wir, daß wenn
die Polizei eine marokkanische sein soll, die Offiziere vom Sultan ernannt und
marokkanische Staatsbeamte werden müsse», der Sultan auch das Recht der
Organisation haben muß, und daß Frankreichs Beharren auf der Forderung, auch
in Casablanca einen jeder internationalen Einwirkung entzognen Offizier einzusetzen,
dem Prinzip der Souveränität des Sultans direkt zuwiderläuft. Für den „sou¬
veränen" Sultau besteht keinerlei Verpflichtung, die Häfen seines Landes nur Fran¬
zosen oder Spaniern einzuräumeu, uud Frankreich hat nicht das allergeringste An¬
recht auf diesen Anspruch. Es steht somit, auch nach dem Ausspruch des Vertreters
der Vereinigten Staaten, fest, daß die Verantwortlichkeit für das Scheitern der
Konferenz nur Frankreich zufallen würde.

Die Arbeiten des deutschen Reichstags haben einen erfreulichen Zug in der
Behandlung der Flottennovelle und des Marineetats in der Budgetkommission zu
verzeichnen, deren Forderungen im ganzen mit wenig bedeutenden Abstrichen ange¬
nommen worden sind. Mag unter diesen immerhin die eine oder die andre For¬
derung sein, auf die die Marine nur schwer Verzicht leisten könnte, und die im
Plenum wiederherzustellen sie jedenfalls versuchen wird, so liegt doch in diesem
Verhalten der Kommission ein recht bemerkenswertes Vertrauensvotum für die
Marineverwaltung wie auch eine patriotische Rücksicht auf die Zeitlage. Die
Flottennovelle beruht bekanntlich auf einem Ausbau des Flottengesetzes, dessen Grund¬
lagen durchaus intakt erhalten bleiben müssen. Es ist eine ernstliche Notwendigkeit
für den Staat, daß an den Fundamentalbestimmungen dieses Gesetzes nicht gerührt
wird. Das Flottengesetz erst hat der Flotte die festen Grundlagen gegeben, deren
sich die Armee seit Jahrzehnten und länger erfreut. Würden diese Grundlagen
jetzt wieder in Frage gestellt, so wäre es sehr zweifelhaft, ob man andre dafür
erhalten würde, uud ob nicht die ganze weitere Entwicklung der Flotte dadurch
ins Schwanken geriete. Man kann verschiedner Ansicht sein, ob nicht auch inner¬
halb dieser Grenzen ein beschleunigter Ersatz der für die große Seeschlacht nicht
mehr brauchbaren Schiffe hätte versucht werden können, aber die Marine mußte
ihren Voranschlag der Rücksicht auf die Finanzlage des Reiches unterordnen und
hat sich darum mit weiser Berechnung auf das Notwendigste und das Dringendste
beschränkt, auf die Erbauung von Panzerkreuzern, auf Personalvermehrung und auf
Deplacementsvergrößerung, drei Forderungen von so großer finanzieller Tragweite,
daß es kaum möglich gewesen wäre, mit noch weitern vor den Reichstag zn treten.
Diese Selbstbeschränkung gerade ist es, die im Reichstage großen Anklang gefunden
und den Parteien die Bewilligung um so mehr erleichtert hat, als von „uferlosen
Flottenplänen" bei den Gegnern jetzt nicht mehr die Rede sein kann. Wer sich
den Widerstand in die Erinnerung zurückruft, den vor zehn Jahren fast alle Flotten¬
vorlagen im Reichstage gefunden haben, wird zugeben müssen, daß sich, was das
Verständnis für die Flotte und ihre Aufgaben anlangt, in der deutschen Volks¬
vertretung ein erfreulicher Umschwung vollzogen hat, eine so wertvolle Errungen¬
schaft, daß es unverantwortlich sein würde, sie durch zu weit gehende Forderungen,
die den Nahmen des Gesetzes überschreiten, wieder in Frage zu stellen.

Sehr im Gegensatz zu der glatten Erledigung der Wünsche der Marine steht
die Behandlung, die der Kolonialverwaltung im Reichstage zuteil wird. Vor allen
Dingen ist es eine große Unbilligkeit, den erst seit so kurzer Zeit an die Spitze
der Kolonialabteilung berufnen Erbprinzen von Hohenlohe für alle die Sünden
verantwortlich zu macheu, die unter seinen Amtsvorgängern, nicht infolge eines
Schlendrians der Verwaltung, sondern meist durch den Umstand begangen worden
sind, daß sich sowohl die Beamten und die Offiziere in den Kolonien wie die
Räte im Amt in Berlin in völlig neue, ihnen unbekannte Verhältnisse einleben
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mußten. Für die Beamten draußen kamen dabei die Emwirknngen e nes unge¬
wohnten Klimas in Betracht, nicht minder ihre isolierte Stellung inmitten unend¬
lich r Lands recken m^d einer eingebogen Bevölkernng. deren richtige Behandlung

von jedem e^ erst wieder erlernt werden mußte und ^e nach
Tem erame.tt C ^ anders ausfiel. Wenngleich ^
kolonisieren, sind wir dennoch völlig Neulinge m Weser Arwt Zwei ^ahrzehn e
genügen durchaus nicht, alle die Erscheinung kennen zu l^
kolonialen Arbeit berücksichtigtwerden müssen. Für Deutsch and k ^besonders in Betracht, daß die Mittel für eme planmäßige Arbeit im großem

Stil teils nicht vor anden waren, teils vom Reichstag ^sagt ^fehlte dem deutschen Kapital das Vertrauen sich in ausreichendem Um^ge an
dieser Arbeit zu beteiligen Auch die An chauungen der leitenden Stelle haben
wi!derlM^ Bismarck wollte die Kolonien durch große Koloma-

gesellsc asten durch ..den königlichen Kaufmann" in die H»^ w"^ und -walten lassen, ein Gedanke, der sich nicht bewahren konnte te ls weil die Gesetz
gebung dazu nicht ausreichte, teils weil es auf die Dauer nicht anging daß diese
Erwerbsge ellscha ten auch die staatlichen Hoheitsrechte ausübten und dadurch in ew

mißliches Verhal nis zu ihren Konkurrenten gerie en. wie das in Neu-Giü^w Ostafrika der Fall gewesen ist. Dieser Umstand mag auch mit dazu b ige ragen

haben, ans größere Beteiligungen des deutschen Kapttals entmutigend ^
, Unter dem General von Caprivi galt bekanntlich der Grund atz: ^Afrika, desto besser." Der Verkauf Südwestafrikas wurde ernstlich erwog n. we
niemand da war. der den Besitz zu erschließen und zu verwerten vermochte De
Abneigung des Generals gegen den Kolonialbesitz hatte s'ch N"" w d ' Ze t b
kündet, wo er noch Chef der Admiralität war nnd sei es für müUarisch-poMsch
Zwecke, sei es sür dringende Vermessungsarbeiten niemals ein Schiff von ihm u
«halten war. Fürst Hohenlohe faßte den Kolonialgedanken richtiger und wohl¬
wollender auf, es fehlten ihm aber die Organe für die Durchführung. Erst der
letzige Reichskanzler trat der kolonialen Arbeit im vollen Bewußtsein ihrer wirt¬
schaftlichen und politischeu Bedeutung wieder näher, aber ein volles, nie wieder
einzubringendes Jahrzehnt war inzwischen ungenutzt darüber hingegangen. Die
ganze Zettentwickwng hatte einerseits die Notwendigkeit für Deutschland dargetan.

Exportmärkte für die Erzen nisfe seiner Industrie zu sicher», andrerseits d
Anbau der von ihm zn importierenden Rohprodukte ans eignem Gebiete zu cnt
wickeln. Zugleich trat auch die ideale Bedeutung des Kolonialgedanwis fnr unser

wnerpoliÄs Zeben enAeidend in den Vordergrund. Dasselb^
das General von Caprivi an die Engländer verkaufen wollte. »"^ " t e

ungeheuern Anfwcmd von materiellen Mitteln »nd mit Strömen d u^
gegen einen großen, auch heute noch nicht beendeten Ausstand v^unter den denkbarsten Schwierigkeiten für die Armee, deren Leistungen w h d
der Offiziere wie die der Mannschaften, die höchsten Erwartungen f ..och übe
troffen und unter schmerzlichen Verlusten den Beweis gebracht haben, daß d r
Heldenmut der Väter, ihre Pflichttreue, ihre Opferwilligkeit in vollen. Maße auf

die heutige Generation übergegangen sind. «l-n-. der Wille
^ ^ Von dem Augenblick an. wo sich an der leitenden pu tschen Stelle der ^
bekundete. Deutschlands Kolonialbesitz mit fester Hand zu ent vick »"d i pfl^"ahm die Neigung des deutschen Kapitals, die Kolonien anszich«

Maße zu. die schnelle Entwicklung von Tsiugtau durch die Mari e weckt^ der
'bersten Kolonialbehörde einen ersprießlichen Wetteifer. Mag ^n iminerh n d
Bestreben des Reichstags, die Kolonialverwawmg ^
Einigen, anerkenuenswert sein, so darf das doch nicht soweit «usa m ^waltung sowie ibre Oraane in Afrika in übertriebner Wei e zn diskreditieren unv
^ dem A .g nbZ ^wch die Errichtung eines selbständigen Kolonia °mts eine
neue Ära d?r kol^ werden soll, dieser Verwaltung die größten
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Schwierigkeiten in den Weg zu legen, ans Gründen, die nicht immer ganz lanterer
Natur sind. Der Abgeordnete Erzberger, das snkant torridlo der Zentrnmsfraktion,
ist dabei so weit gegangen, daß er von dem Führer der Partei, dem Abgeordneten
Spähn, öffentlich desavouiert worden ist, mit welchen Folgen, steht noch dahin.
Aber es scheint sich immer mehr zu bestätigen, daß in der Zentrumsfraktion eine
starke Strömung vorhanden ist, die ein selbständiges Kolonialamt mil dem Prinzen
Hohenlohe an der Spitze ablehnt oder aber die Zustimmung von Bedingungen ab¬
hängig macht, die für die Negierung unannehmbar sind. Sobald der Reichskanzler
fest und entschlossen erklärt, die Verantwortlichkeit für die Koloninlverwaltnng ohne
ein selbständiges Kolonialamt mit einem Kvlonialsekretär an der Spitze nicht weiter
tragen zu können, wird er cmch diesen Widerstand brechen, der sich vielleicht weniger
m Herrn Erzberger als in solchen Strömungen innerhalb der Kvlonialverwaltung
konzentriert, die Grund haben, sich der festen Leitung einer selbständigen Hand möglichst
zu entziehen. ___________ ^

Johannes Müller. Zu den Männern unsrer Zeit, die so eifrig die Tür
zum wahren Glück, zum wahrhaft menschlichen und darum wahrhaft göttlichen Leben
suchen, gehört Dr. Johannes Müller. Er glaubt in der Losung „persönliches
Leben" den Schlüssel gefunden zu haben, gibt „Blätter zur Pflege persönlichen
Lebens" heraus, und die starken Auflagen der kleinen Bücher, die er veröffentlicht,
beweisen, daß sich ein Jüngerkreis um ihn gesammelt hat. Der macht ihm bange.
Wie er in dein Buche „Von den Quellen des Lebens" (München, C. H. Beck,
1905) sagt, fürchtet er, die Leser möchten sich aus seinen Worten eine Lebenstheorie
zurecht macheu, um sich nach ihr bei jedem Schritt zu richten. Aber theoretisieren
und reslektiereu sei gerade das größte Hindernis für den, der sich selbst finden wolle.
Beim Leben nach Vorschrift könne nichts ursprüngliches Heranskommen. „Woran
nns liegt, ist das genaue Gegenteil einer solchen Dienftbarkeit nnter theoretische»
Vorlagen fund Vorschriften j. Wir wolle», daß das freie Leben unsers Selbst mit
seinen unmittelbaren Äußerungen in uns erwache, wir wolle», daß unser Geuius
in uns lebendig werde und nns in jedem Augenblick sage, was wir zu tun haben
jwvbei zu fragen wäre, wie viel Mensche» eine» solche» Genius haben mögenj,
wir wollen instinktiv das für uns Richtige treffe». Deshalb steht über dem Ein¬
gang zu diese»! Leben das Wort: Wenn ihr nicht werdet wie die Kinder, könnt
ihr nicht in sein Reich kommen." „Die Bergpredigt" (in demselben Verlag) ist
ein beachtenswerter Versuch, diese Ug-Nmi. Od^rta der Christenheit vor den? Schicksal
zu bewahreu, dem sie so oft verfallen ist, entweder philisterhaft verwässert oder in
Tolstois Weise für Torheiten gemißbraucht zu werden. „Beruf uud Stellung
der Frau" enthält nicht gerade Neues, aber Schönes und Nützliches. Den Stand-
Punkt des Verfassers mögen zwei Stellen andeuten. „Die Anschauung, daß durch
eine ideale Neuordnung der Dinge, wenn sie überhaupt durch Verordnungen und
Maßregeln eingeführt werden kann ^kö»nte!j, die Menschen zu der Höhe ihrer Be¬
stimmung geführt werden können skönntenl, ist ein Irrtum und ein Verhängnis,
das lahmt und deu Menschen verführt, den Angelpunkt seines Geschicks wo anders
zu suchen als in sich selbst. Wir finden diese Grundtäuschung in der Frauen¬
bewegung ebenso wie in: Sozialismus." „Zwischen Prüderie und verwilderter
Sinnlichkeit ist die naive Keuschheit so sehr verloren gegangen, daß man auf beiden
Seiten erklärt, sie sei überhaupt nicht möglich. Das ist aber nicht wahr, sondern
für jeden gesunden und natürlichen Menschen ist sie das Nächstliegende."

Herausgegeben von Johannes Grunow in Leipzig
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